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Bundesgesetz über die Gesundheitsberufe  

(GesBG)  
vom ...            Vorentwurf 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 95 Absatz 1 und Artikel 97 Absatz 1 der Bundesverfassung1 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ...2 

beschliesst:  
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Zweck und Gegenstand  
1 Dieses Gesetz fördert im Interesse der öffentlichen Gesundheit die Qualität: 

a. der Ausbildung, die an den Fachhochschulen in den Gesundheitsberufen auf der Bachelorstufe vermittelt wird, und der Be-
rufsausübung der Absolventinnen und Absolventen einer solchen Ausbildung; 

b. der Berufsausübung der Inhaberinnen und Inhaber eines Diploms, das ihnen aufgrund eines eidgenössisch anerkannten Bil-
dungsgangs der Fachrichtung Pflege von einer höheren Fachschule ausgestellt wurde. 

2 Zu diesem Zweck regelt es namentlich: 

a. die Kompetenzen von Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudiengangs; 

b. die Akkreditierung der Bachelorstudiengänge; 

c. die Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse; 

d. die privatwirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung. 

 

Art. 2 Gesundheitsberufe 

Als Gesundheitsberufe nach diesem Gesetz gelten: 

a. Pflegefachfrauen und -männer; 

b. Physiotherapeutinnen und -therapeuten; 

c. Ergotherapeutinnen und -therapeuten; 

d. Hebammen; 

e. Ernährungsberaterinnen und -berater.  
2. Kapitel: Kompetenzen von Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudiengangs 

Art. 3 Allgemeine Kompetenzen  

Die Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudienganges müssen insbesondere folgende Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Fähigkeiten aufweisen: 

a. Sie sind fähig, eigenverantwortlich und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der guten Berufsausübung qualitativ hoch-
stehende Dienstleistungen im Gesundheitsbereich zu erbringen. 

b. Sie sind fähig, bei der Berufsausübung neue wissenschaftliche Erkenntnisse umzusetzen, ihre Fertigkeiten und Fähigkeiten 
laufend zu reflektieren und im Sinne des lebenslangen Lernens fortlaufend zu aktualisieren. 

c. Sie sind fähig, die Wirksamkeit, die Zweckmässigkeit und die Wirtschaftlichkeit ihrer Leistungen zu beurteilen und sich da-
nach zu verhalten. 

d. Sie kennen die Faktoren, die bei Individuum und Bevölkerungsgruppen zur Erhaltung und zur Förderung der Gesundheit bei-
tragen und sind fähig, Massnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität einzuleiten. 

e. Sie verfügen über die Kenntnisse, die für die präventiven, diagnostischen, therapeutischen, rehabilitativen und palliativen 
Massnahmen erforderlich sind. 

f. Sie kennen die Denk-, Entscheidungs- und Handlungsprozesse im Gesundheitsbereich sowie das Zusammenspiel der ver-
schiedenen Gesundheitsberufe und anderer Akteure des Versorgungssystems und sind fähig, ihre Massnahmen optimal dar-
auf abzustimmen. 
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g. Sie kennen die gesetzlichen Grundlagen des schweizerischen Systems der sozialen Sicherheit und des Gesundheitswesens 
und können diese Kenntnisse in der beruflichen Tätigkeit umsetzen. 

h. Sie können das eigene Handeln aussagekräftig darstellen und nachvollziehbar dokumentieren und sie kennen E-Health-
Anwendungen beim Patienten- und Versorgungsmanagement. 

i. Sie sind mit den Methoden der Forschung im Gesundheitsbereich und der wissenschaftlich abgestützten Praxis vertraut und 
sie sind fähig, an Forschungsvorhaben mitzuwirken. 

Art. 4 Soziale und persönliche Kompetenzen 
1 Die Bachelorstudiengänge unterstützen die Entwicklung der sozialen und persönlichen Kompetenzen der Studierenden im Hinblick 
auf die Anforderungen ihres zukünftigen Berufes.  
2 Insbesondere sollen die Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudienganges fähig sein, bei der Berufsausübung: 

a. ihre Verantwortung gegenüber Individuum, Gesellschaft und Umwelt wahrzunehmen und dabei ethische Prinzipien zu beach-
ten; 

b. die eigenen Stärken und Schwächen zu erkennen und die Grenzen ihrer Tätigkeit zu respektieren; 

c. das Selbstbestimmungsrecht der zu behandelnden Personen zu wahren; 

d. zu den zu behandelnden Personen und zu deren Angehörigen eine professionelle und den Umständen angemessene Bezie-
hung aufzubauen. 

Art. 5 Berufsspezifische Kompetenzen 

Der Bundesrat regelt unter Mitwirkung der Fachhochschulen und der betroffenen Organisationen der Arbeitswelt die berufsspezifi-
schen Kompetenzen, die die Absolventinnen und Absolventen eines Bachelorstudiengangs aufweisen müssen.  
3. Kapitel: Akkreditierung der Bachelorstudiengänge 

Art. 6 Zweck der Akkreditierung und Akkreditierungspflicht 
1 Die Akkreditierung dient dazu zu prüfen, ob: 

a. die Standards in der inhaltlichen und strukturellen Gestaltung von Studiengängen eingehalten werden; 

b. den Studierenden die für die Berufsausübung notwendigen Kompetenzen nach diesem Gesetz vermittelt werden. 
2 Studiengänge, die zu einem Bachelordiplom in den Gesundheitsberufen führen, müssen nach dem Hochschulförderungs- und -
koordinationsgesetz vom 30. September 20113 (HFKG) und nach diesem Gesetz akkreditiert sein. 

Art. 7 Voraussetzungen für die Akkreditierung 

Ein Studiengang wird akkreditiert, wenn er: 

a. die Voraussetzungen nach Artikel 31 HFKG4 erfüllt; und 

b. den Studierenden die Kompetenzen nach diesem Gesetz für den von ihnen gewählten Gesundheitsberuf vermittelt und diese 
entsprechend überprüft. 

Art. 8 Verfahren  
1 Das Akkreditierungsverfahren richtet sich nach den Artikeln 32–35 HFKG5. 
2 Der Bundesrat kann besondere Bestimmungen zur Überprüfung der Voraussetzungen nach Artikel 7 Buchstabe b erlassen. Er hört 
vorgängig den Hochschulrat an.   
4. Kapitel: Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse 

Art. 9  
1 Ein ausländischer Bildungsabschluss wird anerkannt, wenn seine Gleichwertigkeit mit einem inländischen Fachhochschulabschluss 
(Bachelordiplom): 

a. in einem Vertrag über die gegenseitige Anerkennung mit dem betreffenden Staat oder einer überstaatlichen Organisation 
festgelegt ist; oder 

b. im Einzelfall nachgewiesen wird anhand von Bildungsstufe, -inhalt, -dauer und im Bildungsgang enthaltenen praktischen 
Qualifikationen. 

2 Ein als gleichwertig anerkannter ausländischer Bildungsabschluss hat für die Berufsausübung in der Schweiz die gleichen Wirkun-
gen wie ein inländischer Fachhochschulabschluss. 

  

3 BBl 2011 7455 
4 BBl 2011 7455 
5 BBl 2011 7455 



Gesundheitsberufegesetz      AS 2013 

3 

3 Für die Anerkennung zuständig ist das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI). Der Bundesrat kann diese 
Aufgabe an Dritte delegieren. Diese können für ihre Leistungen Gebühren erheben. Der Bundesrat erlässt die Gebührenvorschriften. 
4 Kann ein ausländischer Bildungsabschluss nicht als gleichwertig anerkannt werden, sind Ausgleichsmassnahmen erforderlich. Der 
Bundesrat regelt die Einzelheiten. 

  
5. Kapitel: Privatwirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung 

1. Abschnitt: Berufsausübung 

Art. 10 Bewilligungspflicht 

Für die privatwirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung bedarf es einer Bewilligung des Kantons, auf 
dessen Gebiet der Beruf ausgeübt wird. 

Art. 11 Bewilligungsvoraussetzungen 
1 Die Berufsausübungsbewilligung wird erteilt, wenn die gesuchstellende Person: 

a. ein Bachelordiplom im entsprechenden Studiengang einer Fachhochschule oder einen als gleichwertig anerkannten ausländi-
schen Abschluss besitzt;  

b. vertrauenswürdig ist sowie physisch und psychisch Gewähr für eine einwandfreie Berufsausübung bietet; und 

c. eine Amtssprache des Kantons, für den die Bewilligung beantragt wird, beherrscht. 
2 Die Bewilligung wird auch einer Person erteilt, die anstelle des Abschlusses nach Absatz 1 Buchstabe a ein Diplom der Fachrich-
tung Pflege besitzt, das ihr nach Abschluss eines entsprechenden eidgenössisch anerkannten Bildungsgangs von einer höheren Fach-
schule ausgestellt wurde, oder einen als gleichwertig anerkannten ausländischen Abschluss. 
3 Wer über eine Berufsausübungsbewilligung nach diesem Gesetz verfügt, erfüllt grundsätzlich die Voraussetzungen zur Bewilli-
gungserteilung in einem anderen Kanton. Vorbehalten bleibt Artikel 12. 

Art. 12 Einschränkung der Bewilligung und Auflagen  

Die Kantone können vorsehen, dass die Berufsausübungsbewilligung mit bestimmten Einschränkungen fachlicher, zeitlicher und 
räumlicher Art oder mit Auflagen verbunden wird, soweit dies für die Sicherung einer qualitativ hochstehenden Gesundheitsversor-
gung erforderlich ist. 

Art. 13 Entzug der Bewilligung 
1 Die Bewilligung wird entzogen, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr erfüllt sind oder nachträglich Tatsachen 
festgestellt werden, aufgrund derer sie hätte verweigert werden müssen. 
2 Wenn eine Person in einem weiteren Kanton eine Berufsausübungsbewilligung besitzt, so informiert die entziehende Behörde die 
Aufsichtsbehörde des anderen Kantons. 

Art. 14 Meldepflicht 
1 Personen mit im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen, die sich nach Anhang III des Abkommens vom 21. Juni 19996 zwi-
schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits 
über die Freizügigkeit (Freizügigkeitsabkommen) oder nach Anhang K des Übereinkommens vom 4. Januar 19607 zur Errichtung der 
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) auf die Richtlinie 2005/36/EG8 berufen können, dürfen ihren Gesundheitsberuf ohne 
Bewilligung als Dienstleistungserbringerinnen oder Dienstleistungserbringer ausüben. 
2 Dienstleistungserbringerinnen und Dienstleistungserbringer müssen sich gemäss dem Verfahren melden, das im Bundesgesetz vom 
14. Dezember 20129 über die Meldepflicht und die Nachprüfung der Berufsqualifikationen von Dienstleistungserbringerinnen und -
erbringern in reglementierten Berufen festgelegt ist. 
3 Inhaberinnen und Inhaber einer kantonalen Bewilligung dürfen ihren Beruf während längstens 90 Tagen pro Kalenderjahr in einem 
anderen Kanton privatwirtschaftlich in eigener fachlicher Verantwortung ausüben, ohne eine Bewilligung dieses Kantons einzuholen. 
Einschränkungen und Auflagen ihrer Bewilligung gelten auch für diese Tätigkeit. Diese Personen müssen sich bei der zuständigen 
kantonalen Behörde melden. 

Art. 15 Berufspflichten 

Personen, die einen Gesundheitsberuf privatwirtschaftlich in eigener fachlicher Verantwortung ausüben, beachten die folgenden 
Berufspflichten: 

a. Sie üben ihren Beruf sorgfältig und gewissenhaft aus. 

b. Sie vertiefen und erweitern ihre Kompetenzen kontinuierlich durch lebenslanges Lernen. 
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c. Sie halten sich an die Grenzen der Kompetenzen, die sie im Rahmen der Studiengänge erworben haben und die sie sich nach 
Buchstabe b kontinuierlich aneignen. 

d. Sie wahren die Rechte der zu behandelnden Personen. 

e. Sie machen nur Werbung, die objektiv ist, dem öffentlichen Bedürfnis entspricht und weder irreführend noch aufdringlich ist. 

f. Sie wahren das Berufsgeheimnis nach Massgabe der einschlägigen Vorschriften;  

g. Sie schliessen eine Berufshaftpflichtversicherung nach Massgabe der Art und des Umfangs der Risiken ab oder erbringen ei-
ne vergleichbare finanzielle Sicherheit. 

h. Sie wahren bei der Zusammenarbeit mit Angehörigen anderer Gesundheitsberufe ausschliesslich die Interessen der zu behan-
delnden Personen und handeln unabhängig von finanziellen Vorteilen. 

Art. 16 Kantonale Aufsichtsbehörde 
1 Jeder Kanton bezeichnet eine Behörde (Aufsichtsbehörde), welche die Personen beaufsichtigt, die auf seinem Gebiet Gesundheits-
berufe nach diesem Gesetz privatwirtschaftlich in eigener fachlicher Verantwortung ausüben. 
2 Die Aufsichtsbehörde trifft die für die Einhaltung der Berufspflichten nötigen Massnahmen. 

Art. 17 Amtshilfe 

Die kantonalen Gerichts- und Verwaltungsbehörden sowie die eidgenössischen Behörden melden der zuständigen Aufsichtsbehörde 
unverzüglich Vorfälle, welche die Berufspflichten verletzen könnten.  
2. Abschnitt: Disziplinarmassnahmen 

Art. 18 Disziplinarmassnahmen 
1 Bei Verletzung der Vorschriften dieses Gesetzes oder von Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz kann die kantonale Auf-
sichtsbehörde folgende Disziplinarmassnahmen anordnen: 

a. eine Verwarnung; 

b. einen Verweis; 

c. eine Busse bis zu 20 000 Franken; 

d. ein Verbot der privatwirtschaftlichen Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung für längstens sechs Jahre (befriste-
tes Berufsausübungsverbot); 

e. ein definitives Verbot der privatwirtschaftlichen Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung für das ganze oder ei-
nen Teil des Tätigkeitsspektrums. 

2 Für die Verletzung der Berufspflichten nach Artikel 15 Buchstabe b und e können nur Disziplinarmassnahmen gemäss Absatz 1 
Buchstabe a–c verhängt werden. 
3 Zu einem Verbot der privatwirtschaftlichen Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung kann zusätzlich eine Busse aufer-
legt werden. 
4 Die Aufsichtsbehörde kann die Bewilligung zur Berufsausübung während des Disziplinarverfahrens einschränken, mit Auflagen 
versehen oder entziehen. 

Art. 19 Disziplinarverfahren in einem anderen Kanton 
1 Eröffnet die Aufsichtsbehörde ein Disziplinarverfahren gegen die Inhaberin oder den Inhaber einer Bewilligung eines anderen 
Kantons, so informiert sie die Aufsichtsbehörde dieses Kantons. 
2 Beabsichtigt sie, der Inhaberin oder dem Inhaber der Bewilligung eines anderen Kantons die privatwirtschaftliche Berufsausübung 
in eigener fachlicher Verantwortung zu verbieten, so hört sie die Aufsichtsbehörde des anderen Kantons an. 

Art. 20 Wirkung des Berufsausübungsverbots 
1 Ein Berufsausübungsverbot gilt auf dem gesamten Gebiet der Schweiz. 
2 Es setzt jede Bewilligung zur privatwirtschaftlichen Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung ausser Kraft. 

Art. 21 Verjährung 
1 Die disziplinarische Verfolgung verjährt zwei Jahre nachdem die Aufsichtsbehörde vom beanstandeten Vorfall Kenntnis erhalten 
hat. 
2 Die Frist wird durch jede Untersuchungs- oder Prozesshandlung über den beanstandeten Vorfall unterbrochen, welche die Auf-
sichtsbehörde, eine Strafverfolgungsbehörde oder ein Gericht vornimmt. 
3 Die disziplinarische Verfolgung verjährt in jedem Fall zehn Jahre nach dem zu beanstandenden Vorfall. 
4 Stellt die Pflichtverletzung eine strafbare Handlung dar, so gilt die vom Strafrecht vorgesehene längere Verjährungsfrist. 
5 Wird gegen eine Person ein Disziplinarverfahren durchgeführt, so kann die Aufsichtsbehörde zur Beurteilung der von dieser Person 
ausgehenden Gefährdung der öffentlichen Gesundheit auch Sachverhalte berücksichtigen, die verjährt sind. 
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6. Kapitel: Schlussbestimmungen 

Art. 22 Aufsicht 

Der Bundesrat beaufsichtigt den Vollzug dieses Gesetzes. 

Art. 23 Vollzug 

Der Bundesrat erlässt die Ausführungsvorschriften. 

Art. 24 Änderung anderer Erlasse  

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 

1. Strafgesetzbuch10 

Art. 321 Abs. 1 erster Satz 

1 Geistliche, Rechtsanwälte, Verteidiger, Notare, Patentanwälte, nach Obligationenrecht11 zur Verschwiegenheit verpflichtete Revi-
soren, Ärzte, Zahnärzte, Chiropraktoren, Apotheker, Hebammen, Psychologen, Pflegefachpersonen, Physiotherapeuten, Ergothera-
peuten, Ernährungsberater sowie ihre Hilfspersonen, die ein Geheimnis offenbaren, das ihnen infolge ihres Berufes anvertraut wor-
den ist oder das sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben, werden, auf Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft.  

2. Strafprozessordnung12 

Art. 171 Abs. 1 

1 Geistliche, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Verteidigerinnen und Verteidiger, Notarinnen und Notare, Patentanwälte, Ärz-
tinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Chiropraktorinnen und Chiropraktoren, Apothekerinnen und Apotheker, Hebammen, 
Psychologinnen und Psychologen, Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Ergothe-
rapeutinnen und Ergotherapeuten, Ernährungsberaterinnen und Ernährungsberater sowie ihre Hilfspersonen können das Zeugnis über 
Geheimnisse verweigern, die ihnen aufgrund ihres Berufes anvertraut worden sind oder die sie in dessen Ausübung wahrgenommen 
haben. 

3. Militärstrafprozess vom 23. März 197913 

Art. 75 Bst. b 

Das Zeugnis können verweigern: 

b. Geistliche, Anwälte, Verteidiger, Notare, Patentanwälte, Ärzte, Zahnärzte, Chiropraktoren, Apotheker, Hebammen, Psycho-
logen, Pflegefachpersonen, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Ernährungsberater sowie deren berufliche Hilfspersonen 
über Geheimnisse, die ihnen aufgrund ihres Berufs anvertraut worden sind oder die sie bei ihrer Berufstätigkeit wahrgenom-
men haben; soweit sie vom Berechtigten von der Geheimhaltung entbunden werden, haben sie auszusagen, wenn nicht das 
Interesse an der Geheimhaltung überwiegt; 

Art. 25 Übergangsbestimmungen 
1 Die in Übereinstimmung mit dem kantonalen Recht vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Bewilligungen für die privat-
wirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung behalten ihre Gültigkeit im entsprechenden Kanton. 
2 Personen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes für die privatwirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung 
nach kantonalem Recht keine Bewilligung brauchten, müssen spätestens fünf Jahre nach dessen Inkrafttreten über eine Bewilligung 
nach Artikel 10 verfügen. 
3 Abschlüsse nach bisherigem Recht sind für die Erteilung der Berufsausübungsbewilligung den Abschlüssen nach Artikel 11 Absatz 
1 Buchstabe a und Absatz 2 gleichgestellt, wenn sie von Fachhochschulen oder von höheren Fachschulen in einem eidgenössisch 
anerkannten Studiengang erteilt wurden. 
4 Studiengänge, die nach bisherigem Recht akkreditiert worden sind, gelten bis sieben Jahre ab Inkrafttreten des HFKG14 als akkredi-
tiert. 

Art. 26 Referendum und Inkrafttreten 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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... Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

      Der Bundespräsident: ... 
      Die Bundeskanzlerin: ...  


